
des Vorbringens des Klägers zu seinem Gesundheits­
zustand und weil von ihm nicht zu verlangen war, er­
neut eine ernsthafte Verschlechterung seines Gesund­
heitszustandes in Kauf zu nehmen, besitzt der Vorwurf 
der ernstlichen Verletzung der Arbeitsdisziplin bisher 
keine Grundlage.
Die Auffassung des Bezirksarbeitsgerichts, der Kläger 
hätte zumindest dann die Arbeit aufnehmen müssen, 
als die Eignung des Arbeitsplatzes für ihn festgestellt 
worden war, hätte zur Voraussetzung haben müssen, 
daß eine Überprüfung stattfand, die die Unbedenklich­
keit des Arbeitsplatzes ergab, und daß der Kläger 
davon Kenntnis erhielt. Dem Akteninhalt lassen sich 
solche Feststellungen nicht entnehmen Das Bezirks­
arbeitsgericht führt zwar in den Entscheidungsgründen 
an, daß der Arbeitsplatz durch einen Tbk-Arzt über­
prüft worden sei. Das entspricht aber nicht einmal dem 
Vorbringen des Verklagten. Dieser behauptet nur, daß 
sich eine Beauftragte der Kreisstelle von den neuen 
sowie den alten Arbeitsplatzverhältnissen überzeugt 
habe. In der Beweisaufnahme hätte festgestellt werden 
müssen, wer mit welchen Voraussetzungen zu welcher 
Zeit welche Arbeitsplätze überprüfte und wie das 
genaue Ergebnis lautete. Weiter hätte festgestellt wer­
den müssen, ob die Überprüfung und ihre Ergebnisse 
dem Kläger bekanntgegeben wurden und wann das 
geschah.
Die Behandlung des Streitfalles, vor allem die Sachauf­
klärung, ist demnach mangelhaft. Das Bezirksgericht 
wird die Schadenersatzforderung nicht zurückweisen 
können, wenn zum Zeitpunkt der Zuweisung die Be­
dingungen am neuen Arbeitsplatz nicht den ärztlichen 
Anforderungen entsprachen und der Kläger von einer 
möglichen späteren Veränderung der Verhältnisse vor 
dem 29. Oktober 1962 — wie er behauptet — keine 
Kenntnis erhielt. Anders wäre es nur dann, wenn er 
einen weiteren ihm vom Verklagten nachgewiesenen 
zumutbaren Arbeitsplatz unbegründet abgelehnt hätte. 
Auch diese Frage ist von den Instanzgerichten nicht 
ausreichend erörtert worden, obwohl der Kläger die 
Behauptung des Verklagten, er habe dem Kläger noch 
andere Arbeitsplätze sowohl im Betrieb als auch außer­
halb desselben nachgewiesen, bestritt. In diesem Zu­
sammenhang hätte das Bezirksarbeitsgericht auch das 
Berufungsvorbringen des Klägers nicht außer acht las­
sen dürfen, daß sein früherer Arbeitsplatz an der 
Hobelmaschine nur kurze Zeit später unverändert einem 
anderen Arbeitskollegen zugewiesen worden sei, der 
die gleiche Arbeit verrichte wie zuvor der Kläger. 
Wegen Verletzung des § 14 AGO war das Urteil des 
Bezirksarbeitsgerichts aufzuheben. Gern. § 9 Abs. 2 
AGO war der Streitfall zur erneuten Verhandlung und 
Entscheidung an das Bezirksgericht, Senat für Arbeits­
rechtssachen, zurückzuverweisen, da eine weitere Tat­
sachenermittlung erforderlich ist.

§113 Abs. 1, Abs. 2 Buchst, b GBA.
1. Die ständige Erfüllung der dem Leiter des Betriebes 
obliegenden Pflichten, die in Abschn. Ill Zifl. 1 der 
Richtlinie „Kollektive materielle Verantwortlichkeit“ 
näher bezeichnet sind, ist eine Voraussetzung für den 
Eintritt der kollektiven materiellen Verantwortlich­
keit.
2. Die kollektive materielle Verantwortlichkeit bleibt 
bestehen, wenn der Ausfall von Arbeitskräften für 
kurze Zeit vom Kollektiv ausgeglichen werden kann 
oder wenn sich das Kollektiv mit dem Einsatz von 
Aushilfskräften einverstanden erklärt.
BG Gera, Urt. vom 27. Juni 1964 — BA 25/64.
Die Klägerin F. ist Leiterin, die Klägerinnen St. und P. 
sind Verkäuferinnen in der' Lederwarenverkaufsstelle 
der Verklagten (HO-Industriewaren). Sie haben am

21. Januar 1963 mit der Verklagten einen Vertrag über 
die kollektive materielle Verantwortlichkeit abge­
schlossen. Sie hatten vorher keine Fehlbeträge. Die 
Kontrollinventur am 21. Januar 1963 ergab eine Plus­
differenz von 309,55 MDN.
Bei der Inventur vom 11. Januar 1964 wurde ein Fehl­
betrag von 1036,01 MDN festgestellt. Für diesen Fehl­
betrag hat die Verklagte das Kollektiv in Anspruch 
genommen, nachdem die Ermittlungen ergeben hatten, 
daß der Fehlbetrag nicht durch die Handlung dritter 
Personen oder durch das Verschulden eines bestimmten 
Mitglieds des Kollektivs verursacht worden war.
Die Konfliktkommission hat die Klägerin F. zur Zah­
lung von 200 MDN, die Klägerinnen P. und St. zur Zah­
lung von je 150 MDN verpflichtet.
Gegen den Beschluß der Konfliktkommission vom
13. April 1964 haben die Klägerinnen Klage erhoben. 
Sie haben darauf hingewiesen, daß im Inventurzeit­
raum die Klägerin St. während einer längeren Zeit 
krank gewesen sei. Außerdem seien verschiedene Kol­
leginnen in der Verkaufsstelle tätig gewesen, ohne daß 
sie in die kollektive materielle Verantwortlichkeit mit 
einbezogen worden seien. Die Namen urid die Zeiten 
führen sie in ihrer Klagschrift auf.
Die Verklagte hat Zurüdeweisung der Klage beantragt. 
Sie hat die Auffassung vertreten, daß durch den Ein­
satz von Aushilfskräften die kollektive materielle Ver­
antwortlichkeit nicht berührt werde. Die Vorausset­
zungen für die materielle Verantwortlichkeit des Kol­
lektivs seien nach wie vor gegeben.
Hilfsweise hat die Verklagte die Heranziehung der 
Verkaufsstellenleiterin nach den allgemeinen Grund­
sätzen der materiellen Verantwortlichkeit gefordert 
und vorgetragen, daß diese ihre Arbeitspflichten ver­
letzt habe.
Das Kreisgericht hat die Klage abgewiesen. Es ist der 
Meinung, daß die Bestimmungen der Anlage IV zum 
Rahmenkollektivvertrag für die Werktätigen des sozia­
listischen Binnenhandels in der DDR vom 30. April 1959
i.d.F. vom 1. Juni 1963 (Verfügungen und Mitteilungen 
des Ministeriums für Handel und Versorgung 1963, 
Heft 24, Beilage) nicht so eng ausgelegt werden dürf­
ten, weil sonst jede Vereinbarung über die kollektive 
materielle Verantwortlichkeit zur Farce werde. Es ver­
langt von dem Kollektiv, von der Vereinbarung zu­
rückzutreten, wenn es die Voraussetzungen nicht mehr 
für gegeben ansehe. Mit Einwänden hinsichtlich der 
Einhaltung der Pflichten des Betriebes, die erst nach 
der Feststellung der Inventurdifferenzen gemacht wür­
den, könne das Kollektiv überhaupt nicht gehört wer­
den. Grundsätzlich sei es verpflichtet, Schadenersatz zu 
leisten.
Gegen dieses Urteil haben die Klägerinnen unter Wie­
derholung ihres Vorbringens Einspruch (Berufung) ein­
gelegt.
Die BGL-Vorsitzende B. hat sich im Berufungsverfah­
ren dahin geäußert, daß in der fraglichen Verkaufs­
stelle nicht solche Arbeitsbedingungen und arbeitsor­
ganisatorischen Voraussetzungen. Vorgelegen hätten, 
die eine ordnungsgemäße Verwaltung und Verwen­
dung der dem Kollektiv übergebenen Werte garantiert 
hätten (vgl. BAG Erfurt, Urteil vom 6. Juni 1963 — BA 
22/63 - NJ 1963 S. 607).

Aus den G r ü n d e n :
Mangelndes Verantwortungsgefühl der Verkaufskräfte 
für das ihnen anvertraute sozialistische Eigentum bil­
det neben den von der Leitung zu vertretenden ar­
beitsorganisatorischen Mängeln eine Hauptursache für 
das Entstehen von Fehlbeträgen im sozialistischen 
Handel. Die Brigaden mit kollektiver Verantwortung 
bemühen sich, diese Ursachen für das Entstehen von 
Handelsmankos zu überwinden. Jedes einzelne Mit­
glied einer solchen Brigade ist für das gesamte Ge­
schehen in der Verkaufsstelle persönlich verantwort­
lich und sorgt deshalb für die bedarfsgerechte Versor­
gung der Bevölkerung, die Verbesserung der Verkaufs-
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